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Berlin, 30. Januar 2002
Goldmann:

Öffentliche Seeamtsverhandlungen vor dem Aus

Anlässlich der heutigen Beratung im Bundestagsausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen zur Reform des Seeunfallgesetzes erklärt der schifffahrts- und hafenpolitische Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, Hans-Michael Goldmann:

Heute haben SPD und Grüne im Verkehrsausschuss den Regierungsentwurf zur Neufassung des Seeunfallgesetzes durchgedrückt. 

Gegen die Stimmen der gesamten Opposition hat rot-grün, trotz Protesten im eigenen Lager, ihren Gesetzentwurf heute verabschiedet.

Folgende Änderungen am bisherigen Verfahren zur Aufklärung von Seeunfällen ergeben sich daraus:

1. Das bisherige öffentliche Seeamtsverfahren, das seit über 120 Jahren erfolgreich an der Küste praktiziert wird, wird durch ein nichtöffentliches rein behördeninternes Verwaltungshandeln ersetzt. Das hat zur Folge, dass die Betroffenen künftig so gut wie keine Verfahrensrechte mehr genießen und belastende Feststellungen der Untersuchung erst in einem sehr schweren Verwaltungsgerichtsverfahren beseitigen lassen können. Die Öffentlichkeit ist ausgeschlossen und wird erst den Abschlußbericht der neuen Bundesstelle unterbreitet bekommen.

2. Im Ergebnis führt das neue Verfahren zu einer Abschaffung der Seeämter, da sie nur noch die Patententzugsverfahren zu behandeln haben, die ca. 15% der bisherigen Verfahren ausmachen. Sie sollen also reine Briefkastenfirmen werden, die dann haushaltstechnisch nicht mehr zu begründen sein werden.

Voraussichtlich am 21. Februar steht somit im Bundestag ein Gesetz zur Verabschiedung an, dass gegen einen einstimmigen Beschluss des Bundesrates, gegen den Willen der fünf Küstenländer, gegen den Willen der Fachverbände und gegen den Willen der Menschen an der Küste durch ein fragwürdiges Verfahren gedrückt worden ist.

Insbesondere die Grünen müssen sich fragen lassen, wo ihr umweltpolitisches Engagement geblieben ist. Gestern in Schleswig-Holstein und heute vollmundig in Niedersachsen verkünden sie, das bisherige Verfahren erhalten zu wollen, doch weder Bundesumweltminister Trittin, den ich vor vielen Wochen gebeten habe sich einzuschalten, noch die Vertreter der Grünen im Verkehrsausschuss haben sich entsprechend engagiert.
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